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Countdown für Schacht Konrad

Umweltschützer und Kommunalpolitiker weiten Proteste gegen das geplante Atommüllend-
lager aus

Vormehr als 20Jahren wurde die Genehmigung für den Ausbau des ehemali­gen Bergwerks Schacht
Konrad zum Endlager erteilt. Eine Fehlentscheidungwie zahlreiche Initiativen und Teile der regiona-
len Politik finden.

»Christian sei ein braver Mann und nimm unseren An-
trag an«, habenUmweltschützer in einer Einladung für
den Nikolaustag an diesem Mittwoch gereimt. Mit ei-
ner Protestaktion »fünf vor zwölf« vor demniedersäch-
sischen Umweltministerium wollen sie Ressortchef
Christian Meyer (Grüne) anmahnen, die vor 21 Jahren
vom Land erteilte Baugenehmigung für das umstritte-
ne Atommüllendlager Schacht Konrad in Salzgitter zu-
rückzunehmen.

2021 hatten die Umweltverbände BUND und Nabu
beim zuständigen Umweltministerium in Hannover
den Widerruf des im Behördendeutsch so genann-
tenPlanfeststellungsbeschlusses beantragt. UndMey-
er hat zugesagt, noch in diesem Jahr darüber zu ent-
scheiden. Die Demonstranten bringen deshalb auch
eine Tür zur Kundgebung mit – »durch die der Minis-
ter gehen kann, umdie falsche Entscheidung von 2002
zurückzunehmen«.

Das nach dem früheren deutsch-nationalen Reichs-
tagsabgeordneten und Aufsichtsratsvorsitzenden der
Salzgitter AG, Konrad Ende, benannte Bergwerk war
nur zwölf Jahre in Betrieb, bevor es 1976 wieder
geschlossen wurde: Der Erzabbau lohnte sich nicht
mehr. In den Folgejahren ließ der Bund die Schacht-
anlage auf ihre Eignung als Endlager für schwach und
mittel radioaktiven Atommüll untersuchen. 1982 star-
tete das Genehmigungsverfahren. Mehr als 70 Behör-
den und Naturschutzverbände wurden um Stellung-
nahmen gebeten, rund 290 000 Bürger erhoben Ein-
wendungen. Das Land Niedersachsen erteilte im Mai
2002 die Baugenehmigung. Klagen von Kommunen,
Kirchen und Privatpersonen scheiterten.

Kürzlich war bekannt geworden, dass das Endlager
noch einmal teurer und später fertig wird als geplant.

Stattwie zuletztmit rund 4,4Milliarden rechnet diemit
dem Umbau beauftragte Bundesgesellschaft für End-
lagerung (BGE) jetzt mit Kosten in Höhe von 5,47 Mil-
liarden Euro. Bis Ende 2022 seien bereits 2,83 Milliar-
den angefallen, bis zumAbschluss der Errichtungwür-
den weitere 2,64 Milliarden erwartet. Als Gründe für
die neuerliche Kostensteigerung nennt die bundesei-
genen Gesellschaft die Inflation sowie Verzögerungen
beim Bau. Zu Beginn der Bauarbeiten im Jahr 2007
war lediglich mit Ausgaben in Höhe von 900 Millionen
Euro kalkuliert worden.

Erst im vergangenen Juni hatte die BGEweitere Verzö-
gerungen beim Bau des Endlagers eingeräumt. Nicht
wie zuvor geplant im Jahr 2027, sondern wohl frühes-
tens 2029 kann das Endlager demnach fertiggestellt
sein. Eswar nicht die erste Verschiebung: Bis 2018 hat-
te es geheißen, Konrad werde 2022 in Betrieb gehen
können.

Seit Jahren kämpft eine breite Allianz, die von Salz-
gitters Oberbürgermeister Frank Kingebiel (CDU) über
das Landvolk bis zur IG Metall reicht, gegen das End-
lager. Metaller aus der Region legten deshalb schon
mehrfach die Arbeit nieder. In einem am vergangenen
Wochenende bekannt gemachten offenen Brief an
Meyer fordern nun die Oberbürgermeister und Land-
räte von Städten und Kreisen aus Südostniedersach-
sen, dass das Land Niedersachsen eine Bundesratsin-
itiative zumStoppdesProjekts starten soll. DasSchrei-
ben ist von den Oberbürgermeistern Braunschweigs,
Salzgitters und Wolfsburgs, den Landräten der Kreise
Gifhorn, Goslar und Helmstedt sowie der Wolfenbüt-
teler Landrätin unterzeichnet.

»Das alte Eisenerzbergwerk Schacht Konrad ist für die
dauerhafte sichere Lagerung radioaktiver Abfälle un-
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geeignet, deshalb muss das Projekt aufgegeben wer-
den«, heißt es darin. Zudem seien inzwischen erheb-
liche Mengen schwach und mittel radioaktiver Abfäl-
le angefallen – und fielen noch weiter an –, die auf-
grund ihrer Zusammensetzung gar nicht im Schacht
Konrad eingelagert werden dürften. Auch für den aus
dem havarierten Bergwerk Asse zu bergenden Atom-
müll sei Konrad »keine Option«. Schacht Konrad soll
laut Planfeststellungsbeschluss bis zu 303 000 Kubik-
meter schwach undmittel radioaktiven Atommüll auf-
nehmen. Für die Abfälle aus der Asse und der Uranan-
reicherung in Gronaumüsste schon aus Platzgründen

eine andere Lagerstätte gesucht werden.

Die Oberbürgermeister und Landräte verweisen
zudem darauf, dass Niedersachsen mit Gorleben,
Schacht Konrad, Asse und dem Endlager Morsleben
kurz hinter der Grenze zur ehemaligen DDR wie kein
anderes Bundesland »von den Auswirkungen unsach-
gemäßer Einlagerung radioaktiver Stoffe betroffen«
ist. Deshalb sei es wichtig, dass sich Niedersachsen
auf Bundesebene beim Umgang mit radioaktiven Ab-
fällen für höchste Sicherheitsanforderungen nach ak-
tuellemStand vonWissenschaft und Technik einsetze.
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GUNDREMMINGEN

Erneut Klage gegen Atommüll-Zwischenlager in
Gundremmingen

Noch Jahrzehnte soll an den Standorten der ehemaliger Kernkraftwerke Atommüll gelagert werden.
Anwohner sind besorgt. In Gundremmingen klagen einige von ihnen dagegen – erneut.
Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (VGH) muss
sich einweiteresMalmit der Sicherheit des Atommüll-
Zwischenlagers im schwäbischen Gundremmingen
befassen. Am Donnerstag verhandeln die Münchner
Richter Klagen von Grundstückseigentümern aus der
Umgebung des Kernkraftwerks.

Klage in Gundremmingen: Kläger sehen Sicher-
heit gefährdet

Das VGH hatte bereits im Jahr 2006 zum Start der Ein-
lagerung von verbrauchten Brennelementen Klagen
gegen das Lager in Gundremmingen (Landreis Günz-
burg) sowie die beiden anderen Zwischenlager in Bay-
ern abgewiesen. Die jetzigen Kläger verlangen den-
noch, dass die aus dem Jahr 2003 stammende Ge-
nehmigung für das Brennelementelager bei demmitt-
lerweile stillgelegten Atommeiler widerrufen wird. Die
Kläger sehen weiterhin ihre Sicherheit gefährdet.

Anfang der 2000er Jahre waren die Zwischenlager
an den Standorten der deutschen Kernkraftwerke ge-
plant und gebaut worden. Idee war, dass an den de-
zentralen Standorten der Atommüll verwahrt wird, bis
es in der Bundesrepublik ein Endlager gibt. In Gund-
remmingen wurden ab 2006 Behälter mit Brennele-
menten eingelagert.

Nach Angaben des bundeseigenen Betreibergesell-
schaft der Lager, der BGZ Gesellschaft für Zwischen-
lagerung, sind in dem Lager in Schwaben bereits 127
von 192 Stellplätzen für Castor-Behälter belegt. Spä-
ter sollen einmal 176 Behälter dort gelagert werden.
Die Genehmigung des Lagers läuft bis zum Jahr 2046.
Kritiker befürchten aber, dass bis dahin kein Endlager
zur Verfügung steht undder Atommüll noch Jahrzehn-
te länger an den Standorten der früheren Atomkraft-
werke verbleiben muss.

Kernkraftwerk Gundremmingen: Risiken von
Flugzeugabsturz und Terrorismus?

Die Kläger kritisieren, dass die Risiken eines Flugzeug-
absturzes auf das Lager undderBeschussdurchTerro-
ristennicht hinreichendgeprüftworden sei. DieBetrei-
ber weisen dies zurück. ”Die Zwischenlager der BGZ
zählen zu den bestgesicherten Anlagen in Deutsch-
land”, sagt Unternehmenssprecher Burghard Rosen.

Der Schutz der Anlagen gegen Terror werde von den
Sicherheitsbehörden ständig geprüft und bei Bedarf
angepasst. ”So werden beispielsweise an den Zwi-
schenlagernder BGZ zusätzliche Stahlbetonwände er-
richtet, um den Schutz der Lager zu verstärken.”

Gundremmingen einer der größtenAtomstandor-
te in Deutschland

Bezüglich des Themas Flugzeugabstürze verweist die
BGZ auf die Terroranschläge vom 11. September 2001
in denUSA unter anderem auf dasWorld Trade Center
in New York. Seit damals sei ”auch ein absichtlich her-
beigeführter Flugzeugabsturz auf Zwischenlager Be-
standteil der Genehmigungsverfahren”. Es sei nachge-
wiesen, ”dass durch einen absichtlich herbeigeführten
Flugzeugabsturz auf ein Zwischenlager eine Gefähr-
dungvonLebenundGesundheit derBevölkerungaus-
geschlossen werden kann”, sagt Rosen.

Gundremmingen zählt zu den größten Atomstandor-
ten in Deutschland. In der schwäbischen Gemeinde
ging 1966 das erste große Atomkraftwerk (AKW) der
Bundesrepublik ansNetz. DieserMeilerwurdenachei-
nemJahrzehnt undmehreren schweren Störfällen ab-
geschaltet. Die Blöcke B und C wurden im Jahr 1984
zusammen fertiggestellt und gingen im Abstandweni-
gerMonate inBetrieb. Silvester 2021wurdederBetrieb
des Kernkraftwerks eingestellt.
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Die neuen Freunde der Kernkraft

Atomkraftrenaissance versus Deutschlands Sonderweg

Der Klimaschutz verändert die Sichtweise. Die Atomkraft, in Deutschland totgesagt, findet derzeit
weltweit verblüffendvieleneueFreunde– sogar in ehemaligenAusstiegsstaatenwieSchweden.Beim
UNKlimagipfel in Dubai haben 22 Staaten soeben vereinbart, ihre AKW-Kapazitäten bis zum Jahr
2050 zu verdreifachen.
Atomkraft? Viele Deutsche wollen davon am liebsten
garnichtsmehrhören. Sie sind froh, dassBundeskanz-
ler Olaf Scholz die Sache im September dieses Jah-
res für erledigt erklärt hat: „Das Thema Kernkraft ist in
Deutschland ein totes Pferd.“

Die Welt um uns herum sieht es allerdings ein biss-
chen anders. Beim UNKlimagipfel in Dubai zum Bei-
spiel zeigte sich dieser Tage das tote Pferd verblüffend
lebendig. Da verabredeten 22 Staaten der freien Welt,
ihre AKW-Kapazitäten bis zum Jahr 2050 zu verdreifa-
chen. Anders, heißt es in der gemeinsamen Erklärung,
sei die geforderte Reduzierung des Kohlendioxidaus-
stoßes nicht zu schaffen.

Zu den Unterzeichnerstaaten gehören die USA, Kana-
da, Japan, Südkorea, Frankreich, Großbritannien, die
Niederlande, Polen, Schweden, Finnland, Tschechien,
Ungarn und Rumänien. Sie alle schielen jetzt auf Kre-
dite derWeltbank. RusslandundChina investieren oh-
nehin seit LangembeträchtlicheSummen indieAtom-
energie. Pekingplantderzeit sechsbis acht neueReak-
toren pro Jahr. 55 sind schon am Netz.

John Kerry, der Klimagesandte von USPräsident Joe
Biden, sagte in Dubai, keiner der 22 Staaten sehe in
derAtomenergie etwas, dasmanauf ewigeZeit nutzen
wolle. Ihre Wiederbelegung als Übergangsenergie sei
aber fürsWeltklima besser als das weitere Verbrennen
von Kohle und Gas. Frankreichs Präsident Emmanuel
Macron äußerte sich ähnlich und stellte im Kurznach-
richtenkanal Xbereits einNachfolgetreffen inAussicht:
„Wir sehen uns 2024 beim Atomgipfel in Belgien.“

Hohn und Spott für Deutschland

Das Antiatomland Deutschland wurde zur Runde der
22 in Dubai gar nicht erst eingeladen. Man wollte die

Berliner nicht in Verlegenheit bringen. Jeder wisse
doch, wird in der Branche gewitzelt, dass die Deut-
schen an dieser Stelle „anders sind als die anderen
Kinder“.

Eine Zeit lang gab es in anderen Ländern so et-
was wie abwartenden Respekt gegenüber den Deut-
schen und ihrem energiepolitischen Sonderweg. In-
zwischen aber regieren Hohn und Spott. Bei der boo-
menden Messe World Nuclear Exhibition 2023 bei Pa-
ris schüttelten viele Teilnehmer nur noch den Kopf
über Deutschland. „Schade“, gab dort ein französi-
scher Manager dem „Spiegel“ zu Protokoll. „Ich mag
die Deutschen, die machen gute Arbeit. Sie hatten die
besten Atomkraftwerke.“

Hatten. Am 15. April dieses Jahres schaltete Deutsch-
land seine drei letzten Kernkraftwerke ab. Grüne und
SPD hatten innerhalb der Ampelkoalition darauf be-
standen.

Mit demBeschlusswurden drei im europäischenMaß-
stab überdurchschnittlich moderne und leistungsfä-
hige Meiler vom Netz genommen. Die AKWs Ems-
land (Niedersachsen), Isar 2 (Bayern) undNeckarwest-
heim 2 (Baden-Württemberg) lieferten genug Strom
für 10MillionenHaushalte. Nicht nurUnionundFDP in
Deutschland sahen ihre Abschaltung als Fehlentschei-
dung. Klimaschützende rundumdenGlobus schlugen
dieHände über demKopf zusammen. Allein diese drei
Reaktoren hätten dem Planeten den Ausstoß von 30
Millionen Tonnen Kohlendioxid pro Jahr erspart, hieß
es ineinemoffenenBrief vonPhysikerinnen,Physikern
und Klimaforschenden aus aller Welt, darunter zwei
Nobelpreisträgern, an den deutschen Bundeskanzler.

Forschende warnten Berlin vor dem Ausstieg
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Die Forschenden plädierten dafür, die Abschaltung in
letzter Minute zu stoppen. Ein Laufenlassen der deut-
schen Reaktoren liege „im Interesse der Bürger Euro-
pas und der Welt“. Doch der Appell drang nicht durch.
In Berlin dominiert ein Denken in den Kategorien na-
tionaler Verabredungen. Die in Parlament und Re-
gierung angekommene Antiatombewegung beharrte
auf ihrem Ziel, knapp vier Jahrzehnte nach dem Un-
glück im Sowjet-Reaktor Tschernobyl wenigstens in
Deutschland alle Reaktoren stillzulegen.

Der Zeitpunkt für den Ausstieg hätte nicht schlechter
gewählt werden können. Der entstandene Schaden ist
beträchtlich: strategisch, ökonomisch, klimapolitisch.

Der Atomausstieg schwächt Deutschlands Stromver-
sorgung in einemMoment, in demRusslandden größ-
ten Krieg in Europa seit 1945 begonnen hat.

Er steigert die Verunsicherung von Firmen wegen ho-
her Strompreise und treibt Investitionen ins Ausland.

Zudem, darin liegt der Hohn, trübt er auch noch
Deutschlands Klimabilanz. ImErgebnis steht Deutsch-
land doppelt dumm da: Berlins Energiepolitik verbin-
det das ökonomisch Schädliche mit dem ökologisch
Peinlichen.

Schon seit vielen Jahren erlauben sich die Deut-
schen einen deutlich höheren Kohlendioxidausstoß
pro Kopf als etwa Frankreich. Mit der neuerdings
wieder wachsenden winterlichen Gas- und Kohlever-
stromung wird Deutschlands klimapolitischer Fußab-
druck sogar noch etwa hässlicher als bisher.

Am Stichtag 1. Dezember 2023 zum Beispiel – die
Konferenz in Dubai hatte gerade begonnen – war in
Deutschland, das so sehr auf Erneuerbare setzt, mal
wieder ein gruseliger Tag mit wenig Wind und null
Sonne. Erbarmungslos hielt die Bundesnetzagentur in
ihren täglich aktualisierten Übersichten fest, woher in
Wirklichkeit der Strom kam. Solarenergie brachte an
diesem Tag gar nichts. Die Windmühlen lieferten mit
5300 MWh nur 8,7 Prozent des Bedarfs der Deutschen.
Die größten Stromlieferanten aber waren Steinkohle
mit 12.056 MWh, Erdgas mit 15.588 MWh und – auf
Platz eins – die bei Klimaschützenden besonders ver-
hasste Braunkohle mit 16.257 MWh.

Auch langjährige Atomkraftgegnerinnen und geg-
ner geraten, wenn sie auch Klimaschützerinnen und
schützer sind, angesichts solcher Zahlen ins Grübeln.
Den meisten, die die Dinge mit praktischer Vernunft
betrachten, leuchtet ein: Es war, auch wenn man frü-
her oder später raus will aus der Atomkraft, klimapo-
litisch ein deströser Fehler, erst aus der Kernkraft und
dann aus der Kohle aussteigen zu wollen.

In Finnland denken auch die Grünen um

Im Ausland erscheint die verquere Politik der Deut-
schen vielen wie ein unfassbarer Schildbürgerstreich.
Regierungen anderer EUStaaten sprechen über die
Berliner Missgriffe jedoch nur hinter vorgehaltener
Hand.

VorBeginnderWeltklimakonferenz inDubai aberwag-
te jetzt immerhin der Chef der Weltorganisation für
Meteorologie, der Finne Petteri Taalas, ausnahmswei-
se mal Klartext: Deutschland solle, sagte Talaas in
Genf, „den Atomausstieg überdenken“. Ohne Atom-
kraft den Kohleausstieg zu bewerkstelligen und trotz-
dem genügend bezahlbare Energie herzustellen, wer-
de nämlich „schwierig“.

Anders als die Deutschen haben die Skandinavier
frühzeitig das Dilemma als solches erkannt. In Finn-
land zumBeispiel formierte sich sogar bei den Grünen
schonvor einigenJahreneineStrömung, dienachund
nach die Gefahren durch den Klimawandel als gravie-
render empfand als die Gefahren durch den Betrieb
moderner Kernreaktoren.

„Unsere jüngsten Mitglieder haben die Dinge neu ge-
wichtet“, sagt Veli Liikanen, Generalsekretär der finni-
schen Grünen. „Heute sind bei uns viele im Alter von
20 plus unterwegs, die selbst aus technischen Beru-
fen kommen und wohl auch deshalb wenig Angst vor
Technik haben. Was ihnen wirklich Angst einjagt, ist
der Klimawandel.“

Finnland diskutiert über das Thema ohne die in
Deutschland übliche Feindseligkeit. Zur entspannte-
ren Gangart trug bei, dass Finnland die leidige End-
lagerfrage beantwortet hat: durch bereits im Bau be-
findliche Strukturen in einer Felsformation. Die Fin-
nen wollen ihre radioaktiven Abfälle in Granit einla-
gern und dann auf Nimmerwiedersehen zuschütten.
Als Lagerstätte wurde fennoskandisches Grundgebir-
ge ausgesucht, das schon 1,8 Millionen Jahre in seiner
jetzigen Formation überdauert hat.

Schweden setzt sich klare Ziele

Diese Aussichten ließen die Risiken der Atomkraft aus
finnischer Sicht auf ein beherrschbaresMaß schrump-
fen. Gewachsen ist indessen der Wunsch, unabhängig
zu bleiben vom unberechenbaren Nachbarland Russ-
land. Hinzu kommt der Wunsch, die Menschen schon
aus Gründen der sozialen Gerechtigkeit mit preiswer-
ter Energie zu versorgen.

Ähnlich ticken die Schweden. Jahrzehntelang war das
Land auf Atomausstiegskurs. Doch an drei Standor-
ten blieben sechs Reaktorblöcke am Netz. Inzwischen
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formieren sich Mehrheiten für einen umfassenden nu-
klearen Neustart.

Zu den wichtigsten Proatomtreiberinnen in Schwe-
den gehört dieUmweltministerin. Für die erst 28 Jahre
alte Romina Pourmokhtari gehören Klimaschutz und
Atomkraft zusammen. Anders sei beispielsweise der
Umstieg auf EMobilität nicht zu schaffen.

Pourmokhtari, eine Liberale, wurde als Tochter eines
iranischen Einwanderers in einem Vorort von Stock-
holmgeboren. InUppsalahat siePolitik studiert. Pour-
mokhtaris unkonventioneller Politikmix hat anfangs
viele verwirrt, findet aber zunehmend Anhängerinnen
und Anhänger. Sie setzt sich ein für höhere Steuern
auf Kohlendioxidemissionen und auf Kapital, zugleich
verlangt sie niedrigere Steuern auf Arbeit und Strom.

In einer Erklärung zum Thema Ny Kärnkraft (Neue
Kernkraft) schrieb Pourmokhtari im November,
Schwedenmüsse sich auf die VerdopplungdesStrom-
verbrauchs in den nächsten 20 Jahren einstellen. Ihre
Regierungwolle daher „denBetrieb vonmehr als zehn
Reaktoren zulassen und den Bau von Reaktoren auch
dort ermöglichen, wo es derzeit keinen Reaktor gibt“.

Polen hat schon erste Verträge unterzeichnet

Polen hat in diesem Herbst schon Nägel mit Köpfen
gemacht. Am 29. September verkündete die Regie-
rung in Warschau eine Zeitenwende: den Einstieg Po-
lens, das jahrhundertelang an der Kohle hing, in die
zivile Nutzung der Kernenergie, und zwar auf breiter
Front.

Als Erstes plant Polen den Bau von drei Reaktoren
an der Ostseeküste, im Ort Choczewo, eine Autostun-
de nordwestlich von Danzig. Die Verträge wurden be-
reits feierlich unterschrieben. Vertreter zweier ame-
rikanischer Konzerne reisten an: Kernkraftspezialist
Westinghouse und Bauriese Bechtel.

Bis 2043 will Polen insgesamt sechs neue Kernreakto-
renansNetz gehen lassen. Auch südkoreanischeTech-
nologieanbieter sollen zumZugekommen. In früheren
Zeiten wäre das ein Fall für Siemens gewesen.

DasBeispiel Polen zeigt: Die inDubai andieÖffentlich-
keit getretene Proatomallianz will nicht nur Erklärun-
gen abgeben undPapiere bedrucken. Sie ist schonda-
bei, Fakten zu schaffen, und zwar in großem Stil – an
Deutschland vorbei.
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Die Kernkraft kommt zurück

Energie. Mächtige Allianz für Atomkraft auf der Weltklimakonferenz

Dubai/Bratislava - 22 Staaten wollen zumWohle des
Klimas die Energieerzeugung aus Atomkraft deutlich
hochschrauben. Bis zum Jahr 2050 sollten die Kapazi-
täten verdreifacht werden, hieß es in einer am Sams-
tag auf der Weltklimakonferenz veröffentlichten Er-
klärung, die unter anderem von Frankreich und den
USA unterzeichnet wurde. Auch Kanada, Japan, Groß-
britannien und mehrere weitere europäische Länder,
darunter alle unmittelbaren Nachbarn der Bundesre-
publik, haben sich dem Pakt angeschlossen. Man hal-
te fest, dassAtomkrafteineSchlüsselrolledabei spiele,
bis Mitte des Jahrhunderts Klimaneutralität zu errei-
chen und das 1,5-Grad-Ziel, heißt es in der Erklärung.
Kleine,moderneAnlagen seien flexibel und ließen sich
mit Quellen erneuerbarer Energie kombinieren.

Aufruf an Banken

Andere Länder seien aufgerufen, sich anzuschließen
und Geldgeber, in den Ausbau von Atomkraft zu inves-
tieren, internationale Fonds, Kernenergie in ihr Inves-
titionsportfolio aufzunehmen. Das gelte auch für In-
stitutionen wie etwa die Weltbank und regionale Ent-
wicklungsbanken. Die unterzeichnendenRegierungen
verpflichten sich zudem, bei der nuklearen Sicherheit
und dem Aufbau sicherer Brennstoffversorgung zu-
sammenzuarbeiten.

Die Deklaration geht dabei auch auf die Sicherung der
weltweiten Energieversorgung ein. Kernenergie sei
bereits heute die zweitgrößte Quelle sauberer, grund-
lastfähiger Energie, die zur Energiesicherheit beitrage.

Deutschland gehört nach seinemAtomausstieg in die-
sem Jahr nicht zu den Unterzeichnern. In vielen ande-
ren Staaten, darunter Frankreich oder Großbritannien,
spielt Atomkraft jedoch weiterhin eine entscheidende

Rolle für die Energieversorgung und wird dies auch in
Zukunft tun.

John Kerry, der Sondergesandte des US-Präsidenten
zur Weltklimakonferenz, erklärte, man könne das Ziel
von Netto-Null bei den Treibhausgasen bis 2050 ohne
Kernenergie nicht erreichen. „Das hat nichts mit Poli-
tik oder Ideologie zu tun, das ist reine Physik.“

Ausbau in Osteuropa

Weitere Staaten, insbesondere in Osteuropa, haben
sich entschlossen, in die Atomkraft einzusteigen. An-
fang November stellte die US-Regierung gemeinsam
mit verschiedenen zentral- und osteuropäischen Län-
dern das „Projekt Phoenix“ vor. Dabei sollen in der Re-
gion alte Kohlekraftwerke an ihrem Standort mit klei-
nen, modularen Reaktoren ersetzt werden.

Bei einer Konferenz am 8. November in Bratislava
trafen sich dazu Teilnehmer aus insgesamt 15 Staa-
ten. Nach Angaben der US-Regierung werden konkre-
te Projekte bereits in Polen, Tschechien und der Slo-
wakei entwickelt. Schweden hatte vor zwei Wochen
angekündigt, zwei neue Kernkraftwerke zu bauen. Bis
zum Jahr 2050 sollen dort insgesamt sogar zehn neue
Anlagen entstehen.

Bereits kurz vor der Weltklimakonferenz in Dubai hat
der Chef der Weltwetterorganisation (WMO), Petteri
Taalas, Deutschland empfohlen, den Atomausstieg zu
überdenken. „Atomkraft ist eine gute Technologie, um
klimafreundliche Energie zu produzieren“, sagte Taa-
las in Genf. Ohne Atomkraft den Kohleausstieg zu be-
werkstelligen und trotzdem genügend bezahlbare En-
ergie herzustellen, werde schwierig. „Ich würde die
Bundesregierung aufrufen, den Atomausstieg zu über-
denken.“

ZURÜCK ZUM INHALT 9



PRESSESPIEGEL EWN - ENTSORGUNGSWERK FÜR NUKLEARANLAGEN | 06.12.2023

EW
N

FOCUS online | 05.12.2023 | S. online

Oliver Stock

WEBLINK

VERSCHLÄFT DEUTSCHLAND DEN ANSCHLUSS?

Die fünf Anti-Atom-Argumente der Ampel – und ein
Realitätscheck

Bei der Weltklimakonferenz in Dubai haben sich 22 Staaten zu einem Club zusammengetan, der die
Atomkraft weltweit voranbringen will. Deutschland beteiligt sich nicht daran. Fünf Gründe führt die
deutsche Regierung für dieses Abseitsstehen ins Feld. Was ist von ihnen zu halten?

Ausschalten, einschalten - geht wieder? Der alte
Trick, der noch immer die Lieblingsreparaturmetho-
de der IT-Ingenieure ist, hat bei Atomkraftwerken sei-
ne Tücken. Einmal ausgeschaltet, sind die Meiler in
Deutschland nicht ohne Hürden wieder hochzufah-
ren.

Dennoch hat die Diskussion darum jetzt weiter Fahrt
aufgenommen. Der Grund dafür liegt in den nach
wie vor hohen Energiepreisen in Deutschland, die
nahelegen, dass es besser ist, jede nur erdenkli-
che Quelle für Energie und insbesondere saubere
Stromherstellungs-Methoden auch zu nutzen.

22 Staaten sehen das jedenfalls so, weswegen sie auf
der Weltklimakonferenz in Dubai eine neue Allianz zur
Verdreifachung der weltweiten Atomenergie gegrün-
det haben. Unter anderem Frankreich und die USA
sind dabei. Die deutsche Regierung denkt allerdings
nicht daran, diesem nuklearen Club beizutreten. Sie
beruft sich auf fünf wesentliche Argumente. Was ist
von ihnen zu halten?

1. Erneuerbare Energien undWasserstoff können
den Atomstrom ersetzen

Das ist bisher Wunschdenken. In diesem Jahr dürfte
sich der Strom, der verbraucht und mit Hilfe erneuer-
barer Energien erzeugtwurde,mit jenem, der ausKoh-
le, Gas und Ölkraftwerken stammt, in etwa die Waage
halten.

Rechnet man nicht nur den Strom-, sondern den ge-
samten Energieverbrauch zusammen, machen fossi-
le Energieträgermit Abstand das Rennen. Die Bundes-
regierung hat wegen des Atomausstiegs sogar einige

Kohlekraftwerke wieder hochfahren müssen, die bei
Weitem die größten CO2-Schleudern innerhalb des
Energiemixes sind.

Deutschland ist seit dem Atomausstieg auch stärker
auf Importe vonAtomstrometwaaus Frankreich ange-
wiesen. Zwarwächst der Anteil erneuerbarer Energien,
aber ihre unzuverlässige Verfügbarkeit bei gleichzeiti-
ger mangelnder Strom-Speicherkapazität machen sie
schwer kalkulierbar.

CO2-frei hergestellter Wasserstoff ist in den benötig-
tenMengenbislang nicht in Sicht. Ihn aus Ländernwie
Australien oder dem mittleren Osten zu importieren,
wo er mit Sonnen- und Windenergie erzeugt werden
kann, verschlechtert seine Umweltbilanz so sehr, dass
auch das keine Lösung ist.

2. Es gibt keine Brennstäbe für den erneuten Be-
trieb der Kernkraftwerke

Es gibt sie schon - nur heißt der wichtigste Lieferant
Rosatom und ist ein staatlicher russischer Konzern,
der mit 90.000 seiner 275.000 Beschäftigten für russi-
sche Militärprojekte arbeitet. Absurderweise fällt Ro-
satom unter keinerlei EU-Sanktionen, was Länder wie
Frankreich und Belgien durchgesetzt haben, die auf
die russischen Brennstäbe angewiesen sind.

Ein Brennelement hält circa fünf Jahre. ”Umpassende
Brennelementeherzustellen, brauchtmanzwölf bis 15
Monate - das ist ein langwieriger Prozess”, sagt Uwe
Stoll, technischer Geschäftsführer der Gesellschaft für
Anlagen- und Reaktorsicherheit. Auch müssten spezi-
elle Teile wie zum Beispiel die Röhren für die Brenn-
stäbe neu gefertigt werden. ”Da gibt es keine Lager-
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bestände.” Andere Länder hättenAbmessungen, die in
den deutschen AKW nicht passen würden.

Die EU-Staaten kooperieren in unterschiedlichen For-
men mit dem russischen Staatskonzern. Importiert
werden russische Uranprodukte, Brennelemente und
Dienstleistungen im Bereich Bau, Betrieb und - für die
deutschen Betreiber von Atomkraftwerken besonders
interessant - Abriss von Kernkraftwerken.

3. Die Energieerzeuger haben gar kein Interesse
an einemWeiterbetrieb

Die Konzerne RWE, Vattenfall, E.on/PreussenElektra
und Enbw haben gemeinsam 2,43 Milliarden Euro da-
für erhalten, dass sie ihre Atomkraftwerke früher vom
Netz genommen haben, als sie es geplant hatten. Vat-
tenfall war mit 1,425 Milliarden Euro der größte Nutz-
nießer dieser Zahlung, der ein langwieriger Streit vor-
ausgegangen war. Seither haben die Betreiber ihre
Kraftwerke abgeschrieben - undwenig Interesse an ei-
nemWiederhochfahren.

Dahinter stecken vor allem finanzielle Gründe: Es geht
nicht nur darum, dass die Kraftwerksbetreiber wahr-
scheinlich einen Teil der Entschädigung zurückzah-
len müssten, sondern auch darum, dass sie gegen-
über Aktionären nicht mehrmals einen teuren Strate-
gieschwenk vertreten können. Für die Betreiber ist das
größte Risiko seit jeher die Politik und ihre Unbere-
chenbarkeit, was sich in Abschlägen beim Börsenkurs
niederschlägt. Sie wollen jetzt nicht wieder dafür ge-
radestehen müssen.

4. Die Atomkraftwerke sindnichtmehr benutzbar

Laut Auskunft des Bundesamts für Reaktorsicherheit
schließt sich an die Abschaltung eines Atomkraft-
werks zunächst eine Nachbetriebsphase an, die meh-
rere Jahre dauert. In dieser Zeit dürften die Meiler
mit überschaubarem Aufwand wieder flott gemacht
werden können. Erst danach kann die Stilllegungsge-
nehmigung umgesetzt werden, mit der das Kraftwerk
endgültig rückgebaut werden kann. Diese Stilllegung
selbst dauert erneut zwischen zehn und 20 Jahren.

Allerdings gibt es Einschränkungen, wie Stoll erklärt:
”Haben sich die Betreiber darauf eingerichtet, die An-
lage abzubauen, wird sie mit scharfen Chemikalien
gereinigt - also dekontaminiert.” Das aber greife un-
ter Umständen das Material der Rohre und Messlei-

tungen so stark an, dass sie aus Sicherheitsgründen
nicht mehr eingesetzt werden könnten. Auf jeden Fall
müssen sie vor Inbetriebnahme erneut vom TÜV ab-
genommen werden.

5. Die Atomkraft ist eine Hochrisikotechnologie

Das ist die offizielle Haltung der Bundesregierung. Als
Begründung verweist sie unter anderemauf das ukrai-
nische Kernkraftwerk Saporishshja, das seit Kriegsbe-
ginn eine ”Bedrohung für Europa” darstelle. EineKern-
schmelze im AKW könne durch die Zerstörung der
Stromzufuhr ausgelöst werden. Je nachWindrichtung
komme es zu ausgedehnter Verstrahlung - wie einst in
Tschernobyl.

Beginnend mit dem Uranbergbau, über den Normal-
betrieb in AKWs, bis hin zu Atomkatastrophen und
dem ungelösten Endlagerproblem schade Atomkraft
dem Leben und der Gesundheit.

Atomkraftbefürworter weisen hingegen darauf hin,
dass viele der heute weltweit über 200 im Bau oder in
Planung befindlichen Kernkraftwerke der dritten Ge-
neration angehören, die in Sachen Sicherheit nicht
zu überbieten seien. Ihre Notkühlsysteme seien opti-
miert. Auch eine Kernschmelze führe nicht zur Freiset-
zung radioaktiver Stoffe. Nur in höchst unwahrschein-
lichen Szenarien könnten radioaktive Stoffe aus der
Anlage entweichen, allerdings nur in so kleinen Men-
gen, dass Mensch und Umwelt nicht zu Schaden kä-
men.

WegenderHaltungder Bundesregierunghaben inzwi-
schen auch die Forscher in Deutschland nahezu auf-
gegeben. Hierzulande herrscht zumindest beim The-
ma Energiegewinnung aus der Kernspaltung Toten-
tanz.

Einer der letzten Experten auf dem Gebiet ist Mar-
kus Roth, Physik-Professor und Leiter des Instituts
für Kernphysik an der Technischen Universität Darm-
stadt. ”Der Forschungsbereich Kernspaltung findet in
Deutschland de facto nichtmehr statt”, sagt er. ”Selbst
für den Rückbau der Kernkraftwerke haben wir so gut
wie keine Experten mehr.”

Mit Blick auf den neuen Atom-Club hält er fest: In
anderen Ländern werde es weitergehen. ”Deutsche
Startups aus diesem Bereich sind deswegen bereits
abgewandert, etwa nach Kanada.”
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